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N I E D E R S C H R I F T
(öffentlicher Teil)

2. Sitzung des Ausschusses für Soziales in der Wahlperiode 
2018/2023

Sitzungstermin: Dienstag, 04.09.2018

Sitzungsbeginn: 16:10 Uhr

Sitzungsende: 19:51 Uhr

Sitzungsort: Großen Sitzungssaal (Haus Trave 7.OG), Kronsforder Allee 2- 6, 23560 
Lübeck,

 Anwesende Mitglieder

 Vorsitz
   Ingo  Schaffenberg- SPD 

 Mitglieder aus der Bürgerschaft
   Aydin  Candan- SPD 
   Gabriele  Friemer- Die Unabhängigen 
  Dr. Carsten  Grohmann- CDU 
   Bruno  Hönel- Bü90/DIEGRÜNEN 
   Thomas  Misch- FREIE WÄHLER & GAL 
  Dr. Werner  Vieler- AfD ab TOP 6.1

   Aneta  Wolter- CDU 

 stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.Bü.
   Sophie  Bachmann- SPD und Lübecker Jugendring 
   Angelika  Büche- Bü90/DIEGRÜNEN 
   Nil  Gersdorf- CDU 
   Andreas  Müller- Die Linke bis einschließlich TOP 7.5

   Gabriele  Ulrich- SPD 
   Carsten  Bornhöft- Bü90/DIEGRÜNEN Vertretung für: Frau Michelle Akyurt

   Jens Uwe  Schulz- FREIE WÄHLER & GAL Vertretung für: Herrn Gregor Voht

 Verwaltung
  Senator Sven  Schindler- FB 2 - Wirtschaft und Soziales 
   Petra  Albrecht- Jugendhilfeplanung 
   Aenne  Beuck- Personalrat FB 2 
   Britta  Blank-  Soziale Sicherung
   Katja  Elstner-  Soziale Sicherung
   Manuel  Hertz- FBC FB2 
   Pia  Jahnke-  Soziale Sicherung
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   Ulrich  Kewitz-  2.500 Soziale Sicherung
   Philipp  Köhler-  Koordinierung Flüchtlingsarbeit
   Thomas  Müller- Senioreneinrichtungen 
   Claudia  Schwartz- Soziale Sicherung 
   Anke  Seeberger-  2000.2 - Stabsstelle Integration, FB 2
   Matthias  Wulf- Soziale Sicherung 
  Dr. Michael  Hamschmidt- Gesundheitsamt 

 Protokollführung
   Britta  Bormann- Soziale Sicherung 

 Gäste
   Helmut  Müller-Lornsen- FB 2 nur ÖT

   Hartmut  Evermann-  Lübecker Aids-Hilfe nur ÖT

   Karin  Mechnich-  AWO-Drogenhilfe nur ÖT

   Christian  Rettberg- Behindertenbeauftragter nur ÖT

   Friedemann  Ulrich-  Vorwerker Diakonie nur ÖT

 Beiratsmitglieder
   Stephan  Wiese- Seniorenbeirat nur ÖT

 Entschuldigte Mitglieder

 Mitglieder aus der Bürgerschaft
   Michelle  Akyurt- Bü90/DIEGRÜNEN fehlt entschuldigt

 stimmberechtigte Mitglieder ohne M.d.Bü.
   Timo  Jeguschke- FDP keine  Teilnahme

   Gregor  Voht- FREIE WÄHLER & GAL fehlt entschuldigt
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T a g e s o r d n u n g:

Öffentlicher Teil:

 1. Eröffnung / Begrüßung / Verpflichtung der Ausschussmitglieder, die nicht 
der Bürgerschaft angehören

 2. Feststellung der Beschlussfähigkeit

 3. Feststellung der Tagesordnung

 4. Feststellung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 
05.07.2018

 5. Mitteilung des Vorsitzenden

 6. Berichte

 6.1. Vorstellung der Kampagne "Kein AIDS für alle bis 2020"
Herr Evermann - Lübecker AIDS-Hilfe -

 6.2. Dritter Evaluationsbericht "Poolbildung zur Beförderung einer inklusiven Be-
schulung - Schwerpunkt Personal"
Vorlage: VO/2018/06203

 6.3. Zwischenbericht - Integrationsorientierte Aufnahme von Flüchtlingen in der 
Hansestadt Lübeck
Vorlage: VO/2018/06276

 7. Beschlussvorlagen

 7.1. Konzept zur Schaffung von zwei Streetworker-Stellen in der offenen Drogen-
szene
Vorlage: VO/2018/06130

 7.2. Entschuldungsfonds der Possehl-Stiftung
Vorlage: VO/2018/06096

 7.3. Fortschreibung des Mietspiegels in  2018
Vorlage: VO/2018/06246

 7.4. Teilhabeplan von und für Menschen mit Behinderung 
-Barrieren und Handlungsempfehlungen- 

Rahmenplan der Hansestadt Lübeck zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention
Vorlage: VO/2018/06073

 7.5. Vorlage zur Festsetzung einer Benutzungs- und Gebührensatzung für die 
Übergangswohneinrichtungen der Hansestadt Lübeck
Vorlage: VO/2018/06272
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 8. Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft

 9. Mitteilungen aus dem Fachbereich 2

 9.1. Liste nicht erledigter Tagesordnungspunkte
Sitzung des Ausschusses für Soziales am 04.09.2018
Vorlage: VO/2018/06322

 9.2. Beteiligung sozial erfahrener Dritter in Widerspruchsangelegenheiten

 9.3. Sachstand Frauenhäuser

 10. Anfragen/Antworten

 10.1. Kappungsgrenzenverordnung
Anfrage AV Schaffenberg
Vorlage: VO/2018/06301

 10.2. Krankenversicherungen
Anfrage AMer Ulrich und Schaffenberg
Vorlage: VO/2018/06314

 10.3. Drogenkonsumraum
Anfrage AM Jeguschke
Vorlage: VO/2018/06375

 11. Anträge von Ausschussmitgliedern

 11.1. Zuschüsse an die offene Altenhilfe (Altentagesstätten)
Antrag AV Schaffenberg
Vorlage: VO/2018/06256

 12. Verschiedenes

 19. Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse



Seite: 5/15

Öffentlicher Teil:

zu 1 Eröffnung / Begrüßung / Verpflichtung der Ausschussmitglieder, die nicht der 
Bürgerschaft angehören

Der Vorsitzende eröffnet die 2. Sitzung des Ausschusses für Soziales in der Wahlperiode 
2018/2023.
Er begrüßt die Mitglieder des Ausschusses, VertreterInnen der Verwaltung, Herrn Wiese 
(Seniorenbeirat), Herrn Rettberg und Herrn Müller-Lornsen (Beauftragte für Menschen mit 
Behinderung), einen Vertreter der Presse sowie die Öffentlichkeit. 

Zum TOP 6.1 „Kein Aids für alle bis 2020“ heißt der Vorsitzende Herrn Evermann von der 
Lübecker Aids-Hilfe willkommen. Zum TOP 7.1 „Konzept zu Schaffung von zwei Streetwor-
ker-Stellen in der offenen Drogenszene“ begrüßt er Herrn Ulrich von der Vorwerker Diakonie 
und Frau Mechnich von der AWO-Drogenhilfe.

Herr Misch (FW+GAL, MdB) ist als ordentliches Ausschussmitglied zurückgetreten. Herr 
Gregor Voht ist zum neuen ordentlichen bürgerlichen Ausschussmitglied benannt worden. 
Neues stellvertretendes bürgerliches Ausschussmitglied ist Herr Tim Schneider.

Herr Rettberg (CDU) ist nicht mehr stellvertretendes bürgerliches Ausschussmitglied; neue 
stellvertretende bürgerliche Ausschussmitglieder sind Herr Dirk Folkers und Herr Rüdiger 
Skule Langbehn.

Herr Jeguschke nimmt nicht an der Sitzung teil.
Herr Bornhöft vertritt Frau Akyurt, Herr Schulz vertritt Herrn G. Voht.

Der Vorsitzende verpflichtet Herrn Bornhöft und Herrn Schulz gemäß § 46 Abs. 6 GO durch 
Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten und führt sie in ihr Amt ein.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

zu 2 Feststellung der Beschlussfähigkeit

Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit fest.

zu 3 Feststellung der Tagesordnung

Gemäß Nachtragstagesordnung liegt eine Anfrage von Herrn Jeguschke betr. „Drogenkon-
sumraum“ vor, die übereinstimmend dem Tagesordnungspunkt 10.3 zugeordnet wird.

Einer seitens der Verwaltung beantragten gemeinsamen Beratung der Tagesordnungspunk-
te 7.1 (Streetworker-Stellen in der offenen Drogenszene) und 10.3 wird einstimmig zuge-
stimmt, 

ebenso der Zuordnung der Tagesordnungspunkte 13 bis 18 zum nichtöffentlichen Teil der 
Sitzung.

Die Tagesordnung ist damit mit der beschlossenen Ergänzung festgestellt.
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zu 4 Feststellung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 
05.07.2018

Herr Dr. Grohmann bat per Email vom 23.08.2018 um folgende Korrektur der Niederschrift:
TOP 11.1 a), Seite 13 unten

„Herr Hönel fragt an, ob die Finanzmittel ausreichend sind, um die Probleme zu beheben.

Herr Senator Schindler und Frau Schwartz führen aus, dass bezüglich der Schaffung neuer 
Frauenhausplätze noch keine Bilanz erstellt werden kann und anhand der bisherigen Kosten 
neue Haushaltsmittel für das Haushaltsjahr 2018 eingestellt wurden.

Herr Voht merkt an, dass der Antrag korrekterweise auf „zu finanzieren“ angepasst werden 
sollte, da keine Zwischenfinanzierung auf kommunaler Ebene stattfinde.
Herr Dr. Grohmann schlägt vor, die Beauftragung des Bürgermeisters im Einführungssatz 
anpassend zu ergänzen.
Es wird folgender Änderungsantrag formuliert: 
 
Änderungsantrag:
 
Der Bürgermeister wird im Rahmen des Beschlusses der Bürgerschaft vom 30.11.2017 zur 
Erhöhung der Frauenhausplätze beauftragt, […]
 
Bis zur angekündigten höheren Finanzbeteiligung des Landes ist das Programm über kom-
munale Mittel zu finanzieren.
 
Der Antragsteller übernimmt die Vorschläge.“

Der Ausschuss ist mit den dargestellten Änderungen einverstanden.

 
Auf Nachfrage des Vorsitzenden werden keine weiteren Einwände erhoben.

Die Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung ist damit in geänderter Fas-
sung festgestellt.

zu 5 Mitteilung des Vorsitzenden

Umverteilt wurden vor Sitzungsbeginn:

- Termine für die Herbstfeste in den SIE
- Tätigkeitsbericht 2017 der Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten des Lan-

des Schleswig-Holstein; Frau El Samadoni wird den Ausschussmitgliedern den Be-
richt - wie in jedem Jahr - vorstellen, und zwar in der Sitzung am 04.12.2018 

- Flyer „15. Lübecker Alzheimer Tage vom 12.09. – 23.09.2018“

Der Vorsitzende berichtet kurz von den „Lübecker Sonnentagen“.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.
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zu 6 Berichte

zu 6.1 Vorstellung der Kampagne "Kein AIDS für alle bis 2020"
Herr Evermann - Lübecker AIDS-Hilfe -

Herr Evermann stellt die Kampagne und die für Lübeck und ganz Schleswig-Holstein geplan-
ten Aktionen mittels einer Powerpoint-Präsentation vor.

Fragen von Herrn Dr. Grohmann (zu niedrigschwelligen Angeboten, sich testen zu lassen), 
Frau Ulrich (zu speziellen Angeboten für Frauen), Herrn Müller (zur Finanzierung), Herrn 
Wiese (zur Betreuung älterer an Aids erkrankter Menschen) und Herrn Hönel (zum Thema 
„Angebote für Menschen mit Migrationshintergrund“) beantwortet Herr Evermann.
Auf Nachfrage von Herrn Müller-Lornsen erklärt Herr Evermann, ein Programm in leichter 
Sprache für Menschen mit Behinderung sei in Planung.

Der Vorsitzende schlägt vor, dass die Ausschussmitglieder aus Anlass des Welt-Aids-Tages 
(01.12.2018) eine Aktion im Sinne der Kampagne durchführen.

Der Ausschuss nimmt den mündlichen Bericht zur Kenntnis.

zu 6.2 Dritter Evaluationsbericht "Poolbildung zur Beförderung einer inklusiven Be-
schulung - Schwerpunkt Personal"
Vorlage: VO/2018/06203

Frau Albrecht und Frau Jahnke führen zum Thema aus.
Die Powerpoint-Präsentation ist der Niederschrift als Anlage beigefügt.

Fragen von Herrn Müller, Herrn Schulz, Frau Bachmann, Herrn Dr. Grohmann und Frau Wol-
ter u.a. zum Anteil der eingesetzten Fachkräfte, zur Bedarfsermittlung und Bedarfssteige-
rung, zur Dauer der Betreuung sowie zu dem Begriff der für die Betreuung außerdem einge-
setzten „sozial erfahrenen Personen“ werden von Frau Jahnke und Frau Albrecht beantwor-
tet.

Frau Büche beurteilt die Tätigkeit sozial erfahrener Personen in den Schulen als kritisch, es 
sollten nur Fachkräfte beschäftigt werden.
Frau Schwartz weist darauf hin, dass die Schulbegleitung keine Aufgaben der Schule über-
nehmen soll. Ziel ist es, die Teilhabe des Schülers/der Schülerin am Schulalltag zu ermögli-
chen. Dafür ist nicht ausschließlich der Einsatz von Fachkräften erforderlich.
Frau Albrecht fügt hinzu, dass die „Mischung“ in der Praxis durchaus funktioniert.

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.

zu 6.3 Zwischenbericht - Integrationsorientierte Aufnahme von Flüchtlingen in der 
Hansestadt Lübeck
Vorlage: VO/2018/06276

Herr Köhler spricht einleitende Worte.
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Herr Hönel merkt zu Ziffer 2.3 des Berichts („Gesundheit“) kritisch an, die Verantwortung dür-
fe nicht auf Bund und Land abgewälzt werden. Wo wird seitens der Kommune Handlungsbe-
darf gesehen?
Herr Köhler verweist auf die Erörterungen in der Steuerungsgruppe Integration und lädt 
Herrn Hönel zur Teilnahme ein.

Fragen von Frau Wolter (zum Thema Familiennachzug) und Herrn Wiese (Berufsqualifizie-
rungsanerkennung im Bereich Pflege, Duldung für die Dauer der Ausbildung) beantwortet 
Herr Köhler.

Weitere Fragen von
- Herrn Wiese: In wieweit ist in der Hansestadt Lübeck ein barrierefreier Zugang zum 

Gesundheitssystem für Flüchtlinge gewährleistet?
- Herrn Candan: Wie viele Auszubildende mit Migrationshintergrund gibt es in der Han-

sestadt Lübeck?
nimmt Herr Köhler mit und informiert den Ausschuss nach erfolgter Prüfung/Ermittlung.

Außerdem spricht Herr Dr. Vieler.

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.

zu 7 Beschlussvorlagen

zu 7.1 Konzept zur Schaffung von zwei Streetworker-Stellen in der offenen Drogen-
szene
Vorlage: VO/2018/06130

Beschlussvorschlag:

1. Die beiden von der Bürgerschaft neu geschaffenen Streetworker-Stellen (noch mit 
Sperrvermerk versehen) werden zu gleichen Anteilen an die Drogenhilfe der AWO und 
die Suchthilfe der Vorwerker Diakonie zeitlich befristet für zwei Jahre vergeben. Die Ziel-
vereinbarungen mit den Trägern sind entsprechend zu ergänzen und das Zuschussbud-
get entsprechend für beide Träger zu erhöhen.

2. Der im Haushalt enthaltene Sperrvermerk wird aufgehoben.

Herr Dr. Hamschmidt verweist zunächst auf seinen Vortrag zum Thema „Suchtprävention in 
der Hansestadt Lübeck“ in der Ausschusssitzung am 05.09.2017.
Die Zahlen der Alkoholabhängigen (Bereich der „legalen“ Drogen) sind um ein Mehrfaches 
höher als die Zahlen im Bereich der „illegalen“ Drogen. Die Verwaltung empfiehlt daher, die 
Streetworker-Stellen zu gleichen Teilen an die Drogenhilfe der AWO und die Suchthilfe der 
Vorwerker Diakonie zu vergeben.

Herr Ulrich und Frau Mechnich stellen im Folgenden ihre Konzepte vor und beantworten di-
verse Fragen der Ausschussmitglieder. Beide erklären auf Nachfrage, dass (zunächst) auch 
eine Stelle ausreichen würde, und dass seit Jahren eine Kooperation miteinander bestehe.

Die Beschlussvorlage wird unter allen Ausschussmitgliedern kontrovers diskutiert.

Herr Dr. Grohmann, Herr Schulz, Herr Dr. Vieler und Herr Candan befürworten den Be-
schlussvorschlag der Verwaltung (Verteilung der Stellen zu gleichen Teilen an die AWO und 
die Vorwerker Diakonie).
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Herr Hönel, Frau Bachmann und Frau Friemer befürworten die Vergabe beider Stellen an die 
AWO, während sich Frau Büche für eine Vergabe beider Stellen an die Vorwerker Diakonie 
ausspricht.
Auch Herr Müller möchte eine Entscheidung für einen Träger, nennt aber bewusst keines der 
beiden Konzepte.

Herr Senator Schindler erklärt, dass ein entsprechender Bedarf bei beiden Trägern gegeben 
sei und deshalb auch beiden Trägern eine Chance eingeräumt werden sollte. Unabhängig 
von der heutigen Entscheidung könnte die Bürgerschaft über die Vergabe weiterer Stellen 
entscheiden.

Frau Ulrich merkt unabhängig von der in dieser Ausschusssitzung zu treffenden Entschei-
dung an, dass sie sich die (Wieder-)Einführung eines Beratungsmobils wünscht.

Herr Dr. Grohmann beantragt, der Bürgerschaft zu empfehlen, gemäß Beschlussvorschlag 
mit der Ergänzung zu entscheiden, dass in einem Jahr eine Evaluation durchgeführt wird.

Herr Hönel lehnt die Verwaltungsvorlage ab; er beantragt, der Bürgerschaft zu empfehlen, 
dem Beschlussvorschlag nicht zu folgen, sondern beide Stellen an die AWO zu vergeben.

Nach einer Sitzungsunterbrechung zwecks Beratung der Ausschussmitglieder (18.50 – 19.10 
Uhr) lässt der Vorsitzende über die Anträge abstimmen.

Der Antrag von Herrn Grohmann wird mit 6 Ja-Stimmen und 8 Nein-Stimmen abgelehnt.

Der Antrag von Herrn Hönel wird mit 7 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen 
angenommen.

Der Ausschuss empfiehlt der Bürgerschaft mehrheitlich, dem Beschlussvorschlag 
nicht zu folgen, sondern beide Streetworker-Stellen an die Drogenhilfe der AWO zu 
vergeben.

zu 7.2 Entschuldungsfonds der Possehl-Stiftung
Vorlage: VO/2018/06096

Beschlussvorschlag:

Die Geldspende der Possehl-Stiftung in Höhe von 30.000,-- Euro wird angenommen.

Es erfolgen keine Wortmeldungen.

Der Ausschuss empfiehlt der Bürgerschaft einstimmig, gemäß Beschlussvorschlag zu 
entscheiden.
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zu 7.3 Fortschreibung des Mietspiegels in  2018
Vorlage: VO/2018/06246

Beschlussvorschlag:

Der auf der Grundlage des Gutachtens der Firma F+B Forschung und Beratung für Wohnen, 
Immobilien und Umwelt GmbH (F+B) als Fortschreibung des Lübecker Mietspiegels 2016 
erstellte Lübecker Mietspiegel 2018 wird durch die Bürgerschaft der Hansestadt Lü-
beck anerkannt und gilt damit als qualifizierter Mietspiegel gem. § 558 d BGB.

Herr Senator Schindler spricht einleitende Worte; Wortmeldungen erfolgen daraufhin nicht.

Der Ausschuss empfiehlt der Bürgerschaft einstimmig, gemäß Beschlussvorschlag zu 
entscheiden.

zu 7.4 Teilhabeplan von und für Menschen mit Behinderung 
-Barrieren und Handlungsempfehlungen- 

Rahmenplan der Hansestadt Lübeck zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention
Vorlage: VO/2018/06073

Beschlussvorschlag:

1. Der Teilhabeplan von und für Menschen mit Behinderung 
-Barrieren und Handlungsempfehlungen- wird als Rahmenplan der Hansestadt Lübeck 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtkonvention beschlossen. 

2. Die verantwortlichen Fachbereiche werden aufgefordert, eine Umsetzungsplanung für die 
konkreten Maßnahmen oder Projekte auf Grundlage der im Teilhabeplan erarbeiteten 
Handlungsempfehlungen zum Abbau der ermittelten Barrieren vorzunehmen. 
Dafür ist ein Maßnahmenkatalog mit den voraussichtlichen Kosten und einer Prioritäten-
setzung zu erarbeiten. An der Prioritätensetzung ist der Behindertenbeauftragte/Behin-
dertenrat zu beteiligen.
Die genannten konkreten Maßnahmen oder Projekte werden im Anschluss in eine ver-
bindliche gesamtstädtische Prioritätenliste überführt.

3. Die durch die verantwortlichen Fachbereiche umzusetzenden konkreten Maßnahmen 
oder Projekte werden separat von der Bürgerschaft beschlossen. Die haushaltsmäßige 
Ordnung ist im Rahmen der Fachbereichsbudgets herzustellen.

4. Der Bürgerschaft wird vom federführenden Fachbereich 2 Wirtschaft und Soziales jähr-
lich ein Sachstandsbericht vorgelegt.

5. Der Teilhabeplan wird alle fünf Jahre fortgeschrieben und unter Berücksichtigung gesell-
schaftlicher und gesetzlicher Rahmenbedingungen aktualisiert.

Herr Rettberg dankt Frau Schröder und Frau Justin für ihre Arbeit.

Eine Frage von Herrn Wiese zur Beteiligung des Seniorenbeirats beantworten Frau Schwartz 
und Herr Senator Schindler.

Der Ausschuss empfiehlt der Bürgerschaft einstimmig, gemäß Beschlussvorschlag zu 
entscheiden.
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zu 7.5 Vorlage zur Festsetzung einer Benutzungs- und Gebührensatzung für die 
Übergangswohneinrichtungen der Hansestadt Lübeck
Vorlage: VO/2018/06272

Beschlussvorschlag:

Die als Anlage 2 beigefügte Benutzungs- und Gebührensatzung für die Übergangswohnein-
richtungen der Hansestadt Lübeck wird beschlossen.

Wortmeldungen erfolgen nicht.

Der Ausschuss empfiehlt der Bürgerschaft mit 13 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung, ge-
mäß Beschlussvorschlag zu entscheiden.

zu 8 Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft

Es liegt nichts vor.

zu 9 Mitteilungen aus dem Fachbereich 2

zu 9.1 Liste nicht erledigter Tagesordnungspunkte
Sitzung des Ausschusses für Soziales am 04.09.2018
Vorlage: VO/2018/06322

Die Liste liegt den Ausschussmitgliedern vor.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

zu 9.2 Beteiligung sozial erfahrener Dritter in Widerspruchsangelegenheiten

Frau Schwartz verweist auf die an alle Fraktionsbüros gerichtete Email von Frau Bormann 
vom 23.07.2018 und führt kurz zum Thema aus.
Nicht alle Ausschussmitglieder hatten bisher Kenntnis von der o.a. Email, so dass nun zeit-
nah eine Rückmeldung an Frau Bormann erfolgt.

Bekannt ist bereits, dass die SPD-Fraktion (weiterhin) Frau Römer für die Teilnahme an den 
Widerspruchssitzungen benennt, die FDP-Fraktion benennt Herrn Jeguschke, die Fraktion 
Die Unabhängigen entsendet Frau Vogeler, die Fraktion FW+GAL wird keinen Vertreter schi-
cken.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.
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zu 9.3 Sachstand Frauenhäuser

Herr Senator Schindler berichtet von einem Termin mit Frau Schwartz bei Frau Sütterlin-
Waack (Ministerin) am 23.08.2018 zum Thema.
Frau Sütterlin-Waack lobte die Hansestadt Lübeck, übte aber auch Kritik an der in der letzten 
Ausschusssitzung beschlossenen Resolution. Sie stellte klar, dass das Land finanzielle Mittel 
aus dem Finanzausgleichsgesetz zur Verfügung stelle; auch die Kommune sei hier in der 
Verantwortung.
Das Land werde eine externe Untersuchung über die bedarfsgerechte Anzahl an Frauen-
hausplätzen in Schleswig-Holstein ausschreiben; das Ergebnis solle im Jahre 2020 vorlie-
gen.
Notwendige Umbauten für die Erweiterung könnten auch im sog. IMPULS-Programm ange-
meldet werden (ist für die beiden Lübecker Frauenhäuser bereits erfolgt).

Frau Schwartz teilt bezüglich der Schaffung von 14 zusätzlichen Plätzen mit, dass die Um-
setzung an den bisherigen beiden Standorten möglich ist; beide Frauenhäuser haben ihre 
Vorstellungen und die entstehenden Kosten mitgeteilt. Nach Sichtung aller Unterlagen sind 
noch Gespräche mit den Frauenhäusern zu führen.
Ziel ist eine schnelle Umsetzung, aber auch die Wirtschaftlichkeit werde zu berücksichtigen 
sein.

Zum Sachstand Frauen_wohnen (für Frauen und ihre Kinder, die nicht mehr den besonderen 
Schutz des Frauenhauses benötigen) teilt Frau Schwartz mit, die Grundstücksgesellschaft 
TRAVE habe einige Wohnungen angeboten; gerade heute konnten insgesamt 9 Personen in 
3 Wohnungen erfolgreich vermittelt werden.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

zu 10 Anfragen/Antworten

zu 10.1 Kappungsgrenzenverordnung
Anfrage AV Schaffenberg
Vorlage: VO/2018/06301

Anfrage:

Inwieweit ist es für die Hansestadt Lübeck möglich, unter den Schirm der 
Kappungsgrenzenverordnung des Landes Schleswig-Holstein zu kommen?                       
Welche Kriterien müssen erfüllt sein?
Welche Kriterien erfüllt Lübeck?

Herr Wulf beantwortet die Anfrage des Ausschussvorsitzenden im Ergebnis, verweist aber 
auf eine ausführliche Antwort, die zur Niederschrift gereicht wird.

Herr Schaffenberg erklärt seine Anfrage damit für erledigt.

Hier die angekündigten Ausführungen (Antwort):

Gemäß § 558 Abs. 3 BGB kann die Landesregierung Gebiete, in denen die ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen gefährdet 
ist, durch Rechtsverordnung für die Dauer von jeweils höchstens fünf Jahren bestimmen. 
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Dieses hat sie mit der Kappungsgrenzenverordnung (Kapp-VO-SH) getan, die am 01.12.14 
in Kraft getreten ist und bis 30.11.19 gilt.

Vorangegangen war eine Erhebung von Kennzahlen in ausgewählten Kommunen, die als 
Indikatoren für einen angespannten Wohnungsmarkt vom Innenministerium gewählt worden 
waren. Die einzelnen Kennzahlen wurden mit einem Punktesystem bewertet. 

Lübeck hatte in diesem Verfahren 6 Punkte erreicht, ein positives Votum der Kommune hätte 
zusätzlich 3 Punkte erbracht, mit 13 und mehr Punkten bewertete Gemeinden wurden in die 
VO aufgenommen. Damit wurde die Hansestadt Lübeck nicht in die Kapp-VO-SH aufgenom-
men.

Das Verfahren inklusive Ergebnis wurde der Bürgerschaft in dem Bericht VO/2014/01983 im 
November 2014 zur Kenntnis gegeben. Auf diesen sei hier verwiesen, dort sind das Verfah-
ren und die Ergebnisse der Erhebung ausführlich dargestellt.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

zu 10.2 Krankenversicherungen
Anfrage AMer Ulrich und Schaffenberg
Vorlage: VO/2018/06314

Anfrage:

Wie viele Menschen in Lübeck sind nicht krankenversichert?
Wie viele Menschen in Lübeck haben, da sie die KV-Beiträge nicht aufbringen können,
nur eine Notfallabsicherung der Krankenversicherung ?
Wie viele Kinder sind von der mangelhaften oder nicht vorhandenen Kranken-                   
versicherung ihrer Eltern betroffen, indem sie ebenfalls nicht versichert sind, oder
nur für den Notfall abgesichert sind?
Welche ärztlichen Leistungen beinhaltet eine Notfallabsicherung der Krankenkassen?
Inwieweit werden diese Menschen ärztlich und pflegerisch versorgt in der HL?

Frau Schwartz erklärt, dass sie zu den ersten drei Fragen keine Auskünfte erteilen kann (kei-
ne Statistik, keine Zuständigkeit der HL).

Eine Notfallabsicherung umfasst nur die unbedingt notwendigen Krankenbehandlungen und 
damit keine Maßnahmen mit präventivem Charakter (z.B. Impfungen, Vorsorgeuntersuchun-
gen).

In diesem Zusammenhang verweist Frau Schwartz auf die seit dem 01.01.2009 bestehende 
umfassende Krankenversicherungspflicht.
Im Bereich Soziale Sicherung werden noch insgesamt 370 sog. „Altfälle“ nach § 264 Abs. 2 
SGB V geführt, in denen für nicht versicherte SGB XII-EmpfängerInnen die Krankenbehand-
lungskosten von hier übernommen werden.

Frau Ulrich und Herr Schaffenberg erklären ihre Anfrage für erledigt.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.
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zu 10.3 Drogenkonsumraum
Anfrage AM Jeguschke
Vorlage: VO/2018/06375

Anfrage:

Ich bitte um Beantwortung folgender Fragen bis zur November-Sitzung des Ausschusses:

1. Wie viele medizinische Notfälle und Todesfälle (unterteilt ) im Kreis Lübeck lassen sich auf 
den Konsum bzw. die Überdosierung harter Drogen zurückführen?

2. Erachtet der Sozialsenator eine Re-Evaluation des Bedarfes an einem Drogenkonsum-
raum (DKR) im Kontext der Entwicklungen am Krähenteich, explizit unter Einbeziehung be-
troffener BürgerInnen (in Form z.B. der Bürgerinitiative Krähenteich), für sinnvoll?

2.1 Welche möglichen Standorte gibt es in Lübeck, um einen DKR einzurichten, die die In-
nenstadt entlasten, aber den entsprechenden Ansprüchen genügen (Szenenähe, Umfeldver-
träglichkeit, Einbindung in die lokale Drogenhilfe)?

2.2 Ausgehend vom kleinstmöglichen bekannten Umfang (3,5 Stunden tägliche Öffnungszeit, 
3 Plätze zum intravenösen Konsum) ist von welchem Kostenrahmen für die Einrichtung ei-
nes DKR auszugehen?

2.3 Von welchem Kostenrahmen ist auszugehen, um eine mobile Lösung nach dem Vorbild 
des Drogenkonsummobils des Fixpunkt e.V. in Berlin einzurichten? (siehe Anlage 2)

2.4 Mittel in welcher Höhe ließen sich zur Einrichtung eines DKR über die anteilige Finanzie-
rung ambulanter Suchthilfe-Einrichtungen vom Land SH beziehen?

Ich rege an, zuständige Vertreter der Polizei Lübeck sowie Vertreter der Bürgerinitiative Krä-
henteich zur Ausschusssitzung einzuladen. Außerdem rege ich eine Diskussion im Aus-
schuss für Umwelt, Sicherheit und Ordnung an.

Herr Dr. Hamschmidt sagt eine Beantwortung der Anfrage zu, die zur Niederschrift gereicht 
wird.

Die Antwort ist der Niederschrift als Anlage beigefügt.

Die Angelegenheit wird vertagt, da Herr Jeguschke heute nicht anwesend ist.

zu 11 Anträge von Ausschussmitgliedern

zu 11.1 Zuschüsse an die offene Altenhilfe (Altentagesstätten)
Antrag AV Schaffenberg
Vorlage: VO/2018/06256

Berichtsantrag:

Die Hansestadt Lübeck fördert im Rahmen von Zuschüssen die offene Altenhilfe 
(Altentagesstätten).Dies ist ein wichtiger Baustein des Konzepts Leben und Wohnen im 
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Alter. 

Inwieweit wird durch die entsprechenden Zielvereinbarungen sichergestellt, dass sich diese 
Angebote weiterentwickeln? 

Hierzu erbitte ich einen mündlichen Bericht in der Steuerungsgruppe Leben und Wohnen im 
Alter.

Herr Wulf sagt einen mündlichen Bericht zum Thema in der Steuerungsguppe Leben und 
Wohnen im Alter zu.

Der Ausschuss beschließt einstimmig, dem Antrag stattzugeben.

zu 12 Verschiedenes

Die nächste Sitzung des Ausschusses findet am Dienstag, den 06.11.2018, um 16.00 Uhr im 
VZM statt.

Der Vorsitzende schließt den öffentlichen Teil der Sitzung und stellt die Nichtöffentlichkeit 
her.

zu 19 Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse

Der Vorsitzende teilt mit, dass im nichtöffentlichen Teil das Protokoll der letzten Sitzung ge-
nehmigt wurde.

Lübeck, den 7. November 2018

Gez. Ingo Schaffenberg
Vorsitzender  

Gez. Britta Bormann
Protokollführung


